
An die Landtagsabgeordneten des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 

Resolution zum Entwurf des Umlagenehmigungsgesetzes 

 

 

Der Rat der Gemeinde Nottuln fordert zusammen mit den gemeindlichen Spitzenverbänden, 

so auch dem Städte- und Gemeindebund eine grundlegende Nachbesserung des Entwurfes 

zum Umlagegenehmigungsgesetz, insbesondere ein Verzicht auf die Einführung der 

Sonderumlage und eine dringend erforderliche Konkretisierung des Rücksichtnahmegebotes 

für Umlageverbände. Dazu zählen:  

 

 die Verankerung einer gesetzlichen Pflicht von Umlageverbänden zur Aufstellung eines 

Haushaltssicherungskonzepts, wenn und solange Kommunen, die mehr als die Hälfte der 

Kreiseinwohner repräsentieren, ebenfalls HSK-pflichtig sind. 

 die Zulässigkeit der Erhöhung von Umlagesätzen nur unter der Voraussetzung, dass alle 

anderen Möglichkeiten, den Umlagehaushalt auszugleichen, ausgeschöpft sind. Zu diesen 

Möglichkeiten zählen ausdrücklich auch ein Absenken der Ausgleichsrücklage auf Null und 

ggf. ein Zugriff auf die allgemeine Rücklage. 

 Wertberichtigungen, z. B. bei Finanzanlagen, die weiterhin ergebniswirksam bleiben, 

müssen direkt gegen die allgemeine Rücklage gebucht werden können mit der weiteren 

Konsequenz, dass sie bei der Bestimmung der für die Haushaltssicherung maßgeblichen 

Größen nicht zu berücksichtigen sind. 

 Die Verpflichtung zur Benehmensherstellung bei der Festsetzung der Kreisumlage. 

"Benehmen" ist eine stärkere Beteiligungsform als die bloße Anhörung, bei der die 

mitwirkungsberechtigten Städte und Gemeinden lediglich die Gelegenheit erhalten, ihre 

Vorstellungen in das Verfahren einzubringen. Im Rahmen der Benehmensherstellung ist 

von der umlageerhebenden Körperschaft eine gesteigerte materielle Rücksichtnahme zu 

verwirklichen, die sich in einem ernsthaften Bemühen um die Herstellung eines 

Einvernehmens äußert. § 55 KrO NRW könnte wie folgt heißen: 

 

o Die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt im Benehmen mit den kreisangehörigen 

Gemeinden. Das Benehmen ist 6 Wochen vor Aufstellung des Entwurfs der 

Haushaltssatzung einzuleiten. 

o Stellungnahmen der Gemeinden im Rahmen der Benehmensherstellung  

werden dem Kreistag mit der Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung mit ihren 

Anlagen dem Kreistag zur Kenntnis gegeben. 

 

Grundanliegen einer gesetzlichen Regelung muss es in jedem Fall sein, das 

Rücksichtnahmegebot im Sinne der Gewährleistung einer gleichmäßigen Finanzentwicklung 

von Umlageverbänden einerseits und umlagepflichtiger Gebietskörperschaften andererseits 

zu konkretisieren. 

 

 
Nottuln, den 18.09.2012 


